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Geſetz Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 60. 


(Nr. 7510.) Privilegium wegen Emiſſion von Prioritäts⸗Obligationen der Cöln⸗Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft zum Geſammtbetrage von dreißig Millionen Thalern. 
Vom 4. September 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Nachdem von Seiten der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund 
der in den Generalverſammlungen ihrer Aktionaire vom 30. Juni 1865. und 
28. Juni 1867. gefaßten Beſchlüſſe darauf angetragen worden iſt, ihr Behufs 
Uebernahme des Baues und Betriebes einer Eiſenbahn von Venlo über Weſel 
und Münſter nach Osnabrück und einer Zweigbahn von Haltern nach Eſſen be, 
ziehungsweiſe Gelſenkirchen, ſowie einer Eiſenbahn von Osnabrück über Diepholz 
nach Bremen und Hamburg nebſt einer feſten Elbüberbrückung zwiſchen Harburg 
und Hamburg die Aufnahme einer Anleihe von dreißig Millionen Thalern gegen 
Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinsſcheinen verſehener Prioritäts⸗ 
Obligationen zu geſtatten und Wir zu dem Bau dieſer Bahnen unterm 28. Mai 
1866. beziehungsweiſe 20. Juni 1868. Unſere landesherrliche Genehmigung er⸗ 
theilt haben, wollen Wir in Berückſichtigung der Gemeinnützigkeit des Unternehmens 
und in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegen⸗ 
wärtiges Privilegium zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter nachſtehenden 
Bedingungen Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen. 


b GER 
Die zu emittirenden Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern 
e dem beigefügten Schema I. unter der Bezeichnung: 


„Prioritäts⸗Obligationen der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft VI. Emiſſion / 
ausgefertigt. 
Dieſelben zerfallen in: 

7,500 Stückzu 1000 Rthlr. von 7 1 7,500 zuſammen 7,500,000 Rthlr. 
30,000 Stückzu 500 Rthlr. von. 7,501 37,500 zuſammen 15,000,000 Kthlr. 
75,000 Stückzu 100 Rthlr. von. 37,501 112,500 zuſammen 7,500,000 Rthlr. 

: Summa 30,000,000 Rthlr. 
43 Jeder 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. September 1869. 
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Jeder Obligation werden Zinskupons für fünf Jahre und ein Talon zur 
Erhebung fernerer Kupons nach Ablauf von fünf Jahren nach den weiter an⸗ 
gefügten Schemas II. und III. beigegeben. Die Kupons ſowie der Talon werden 
alle fünf Jahre auf beſonders zu erlaſſende Bekanntmachung erneuert. 

Auf der Rückſeite der Obligationen wird das gegenwärtige Privilegium 
abgedruckt. . 

§. 2. 


Die Prioritäts⸗Obligationen werden mit vier einhalb Prozent jährlich 
verzinſt und die Zinſen in halbjährlichen Terminen am 1. April und 1. Oktober 
jeden Jahres in Cöln und Berlin, ſowie in denjenigen Städten, welche etwa ſonſt 
noch von der Direktion der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft hierzu beſtimmt 
werden, bezahlt. Zinſen, deten Erhebung innerhalb vier Jahren von dem in dem 
betreffenden Kupon bezeichneten Zahlungstage an nicht geſchehen iſt, verfallen zum 
Vortheil der Geſellſchaft. 


F. 3. 


Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen ſind auf Höhe der darin ver⸗ 
ſchriebenen Beträge Gläubiger der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. Sie haben 
in dieſer Eigenſchaft ein unbedingtes Vorzugsrecht vor allen Aktien nebſt deren 
Dividenden (einſchließlich der Aktien Littr. B. und deren Dividenden); außerdem 
ſteht denſelben, in Anſehung der Eiſenbahnen von Venlo bis Hamburg und von 
Binnen bis Eſſen beziehungsweiſe Gelſenkirchen und des Reinertrages dieſer 

ahnen, das Vorzugsrecht vor allen übrigen Prioritäts⸗ und ſonſtigen Gläu⸗ 
bigern der Geſellſchaft zu. f 

Dagegen bleibt den in Gemäßheit der Privilegien vom 8. Oktober 1847., 
30. März 1849., 14. Februar 1853., 1. September 1853., 26. Juli 1855., 
12. April 1858., 28. Oktober 1861. und 17. September 1862. emittirten 
206,570 Stück Prioritäts⸗Obligationen der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
im Geſammtbetrage von 49,274,500 Thalern nebſt Zinſen, ſowie den auf Grund 
des Privilegiums vom 28. Oktober 1861. noch ferner zu emittirenden Prioritäts⸗ 
Obligationen IV. Emiſſion Littr. B. nebſt Zinſen und den auf Grund des Pri⸗ 
vilegiums vom 17. September 1862. noch zu emittirenden Prioritäts⸗Obligatio⸗ 
nen V. Emiſſion im Betrage von Einer Million Thalern nebſt Zinſen das in 
Anſehung des Geſellſchaftsvermögens eingeräumte Vorzugsrecht vor den auf 
Grund des gegenwärtigen Privilegiums zu emittirenden Prioritäts⸗Obligationen 
ausdrücklich vorbehalten und geſichert. i 

Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft iſt berechtigt, jeden Mehrbedarf 
an Anlagekapital, welcher 

a) zum Bau und zur vollſtändigen Ausrüſtung des geſammten neuen 
Unternehmens, 

b) zur Anſchaffung der für daſſelbe erforderlichen Transportmittel, 

e) zur Beſtreitung der Generalkoſten für die Bahn von Osnabrück nach 
Hamburg einſchließlich der feſten Elbüberbrückung zwiſchen Harburg und 
Hamburg, welche, ſoweit ſie ſich nicht abgeſondert und direkt e 

au⸗ 


r 


= 


Baufonds für das neue Unternehmen verrechnen laſſen, mit einem Drittel 
Prozent der Ausgaben ad a. (Strecke Osnabrück⸗Hamburg) dem Cöln⸗ 
Mindener Eiſenbahn⸗Unternehmen zu erſtatten find, 


d) zur Verzinſung des Anlagekapitals während der Bauzeit und 
e) zur Deckung der bei Beſchaffung der Geldmittel etwa entſtehenden Verluſte 


über den vorläufig angenommenen Betrag von drei und vierzig Millionen Thalern 
hinaus erforderlich fein ſollte, durch weitere Ausgabe von Prlioritäts⸗Obligalionen 
VI. Emiſſion Littr. B., welche mit den nach dem gegenwärtigen Privilegium zu 
emittirenden Prioritäts⸗Obligationen die gleiche Priorität haben, zu beſchaffen. 
Eine weitere Vermehrung des Geſellſchaſtskapitals durch Emiſſion von Aktien 
oder Prioritäts⸗Obligationen darf hiernächſt nur dann erfolgen, wenn den auf 
Grund des gegenwärtigen Privilegiums emittirten und den auf Grund der Privi⸗ 
legien vom 28. Oktober 1861. und 17. September 1862., ſowie des gegenwärtigen 
Privilegiums noch weiter zu emittirenden Prioritäts⸗Obligationen nebſt Zinſen 
das Vorzugsrecht eingeräumt iſt. 

Eine Veräußerung der zum Bahnkörper oder zu den Bahnhöfen erforder⸗ 
lichen, der Geſellſchaft gehörenden Grundſtücke iſt unſtatthaft, ſo lange die Prioritäts⸗ 
Obligationen der gegenwärtigen Emiſſion nicht eingelöſt ſind oder der Einlöſungs⸗ 
betrag derſelben nicht gerichtlich deponirt iſt. Dieſe Veräußerungsbeſchränkung 
bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe befindlichen 
Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahnhöfe etwa an den 
Staat oder andere juriſtiſche Perſonen zu öffentlichen Zwecken abgetreten werden 
möchten. 


§. 4. 


Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, mit welcher nach 


Fertigſtellung der obengedachten Bahnen, ſpäteſtens jedoch im Jahre 1874. be⸗ 


gonnen wird. Auf dieſe Amortiſation iſt alljährlich ein Betrag bis zur Höhe 
eines halben Prozents des Kapitals unter Zuſchlag der durch die eingelöſten 
Prioritäts⸗Obligationen erſparten Zinſen zu verwenden. 

Die Nummern der hiernach in einem Jahre zu amortiſirenden Prioritäts⸗ 
Obligationen werden im Oktober des nächſtfolgenden Jahres durch das Loos 
beſtimmt und ſofort öffentlich bekannt gemacht. f 

Der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft bleibt das Recht vorbehalten, mit 
Genehmigung des Staates den Amortiſationsfonds zu verſtärken und dadurch 
die Tilgung der Prioritäts⸗Obligationen zu beſchleunigen, wie auch ſämmtliche 
Prioritäts⸗Obligationen VI. Emiſſion durch die öffentlichen Blätter mit ſechs⸗ 
monatlicher Friſt zu kündigen und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. 

Ueber die erfolgte Amortiſation wird Unſerem Miniſter für Handel, 


Gewerbe und öffentliche Arbeiten alljährlich ein Nachweis eingereicht. 


. 5. 


Die Auslooſung der zu amortiſirenden Prioritäts⸗ Obligationen geſchieht 
durch die Direktion der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft in Gegenwart eines 
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Notars in einem mindeſtens vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu 


bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritäts⸗Obligationen der 
Zutritt geſtattet iſt. N ü f 
i i H. 6. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Prioritäts⸗Obligationen erfolgt an dem 
auf den Auslooſungstermin folgenden 1. April in Cöln und Berlin, ſowie in 
denjenigen Städten, welche etwa ſonſt noch von der Direktion der Cöln⸗Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft dazu beſtimmt werden, an die Vorzeiger der Obligationen 
gegen Aushändigung derſelben und der dazu gehörigen, noch nicht fälligen Zins⸗ 
kupons. Werden die Kupons nicht mit abgeliefert, ſo wird der Betrag der 
fehlenden von dem Kapital gekürzt und zur Einlöſung der Kupons verwendet. 

Im Uebrigen erliſcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung 
einer jeden Prioritäts⸗Obligation mit dem 31. März des auf das Auslooſungsjahr 
folgenden Jahres, wenn die Auslooſung ſelbſt im Laufe des erſteren öffentlich 
bekannt gemacht worden iſt. IM 

Die im Wege der Amortifation eingelöften Obligationen werden in Gegen⸗ 
wart 15 Notars verbrannt, und es wird, daß dies geſchehen, öffentlich bekannt 
gemacht. 5 

Die in Folge der Kapitalrückforderung von Seiten des Inhabers (F. 7.) 
oder in Folge einer Kündigung (F. 4.) außerhalb der Amortiſation eingelöſten 
Prioritäts⸗ Obligationen kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. N 


$. 7. 


Die Inhaber der Prioritäts⸗ Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders als nach Maaßgabe der in den 
Hö. 4. und 6. getroffenen Veſtimmungen zu fordern ausgenommen: 


a) wenn ein Zahlungstermin durch 11 der Eiſenbahnverwaltung 


länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 


b) wenn durch Verſchulden der Eiſenbahnverwaltung der Transportbetrieb 
auf der Venlo⸗Hamburger und der Haltern⸗Eſſener, beziehungsweise 
Gelſenkirchener Eiſenbahn länger als ſechs Monate gänzlich eingeſtellt 


geweſen ift; i 
e) wenn die im H. 4. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 


In den Fällen ad a. und b. bedarf es einer Kündigungsfriſt nicht, das 
Kapital kann vielmehr von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, 
zurückgefordert werden und zwar: ö f 

zu a. bis zur Zahlung der betreffenden Zinskupons 3 
zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 

In dem zu c. gedachten Falle iſt eine Kündigungsfriſt von drei Monaten 
zu beobachten, auch kann der Inhaber einer Prioritäts⸗ Obligation von dieſem 
Kündigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch 
machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte ſtattfinden fein : 

Die. 


Die Kündigung verliert indeß ihre rechtliche Wirkung, wenn die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung die nicht inne gehaltene Amortiſation nachholt und zu dem Ende 
binnen längſtens drei Monaten nach erfolgter Kündigung die Auslooſung der 
zu amortiſirenden Prioritäts⸗Obligationen nachträglich bewirkt. 


$. 8. 

Diejenigen Prioritäts⸗Obligationen, welche ausgelooſt oder gekündigt ſind, 
und, der Bekanntmachung durch die öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht recht⸗ 
zeitig zur Realiſtrung eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre von der 
Direktion der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft alljährlich einmal öffentlich 
aufgerufen; gehen dieſelben deſſenungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt 
nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Realiſirung ein, ſo erliſcht ein jeder 
Anſpruch aus denſelben an das Gefelfchaftsvermögen, was unter Angabe der 
Nummern der werthlos gewordenen Prioritäts⸗Obligationen von der Direktion 
öffentlich bekannt zu machen iſt. ö 


H. 9. 


Sind Priorität. Obligationen, Zinskupons oder Talons beſchädigt oder 
unbrauchbar geworden, jedoch in ihren weſentlichen Theilen dergeſtalt erhalten, 
daß über ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, ſo iſt die Direktion der Cöln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft ermächtigt, gegen Einreichung der beſchädigten 
. Koſten des Inhabers neue gleichartige Papiere auszufertigen und 
auszureichen. 

: Außer dieſem Falle ift die Ausfertigung und Ausreichung neuer Prioritäts⸗ 
Obligationen an Stelle beſchädigter, angeblich vernichteter oder abhanden ge⸗ 
kommener Prioritäts⸗ Obligationen nur zuläſſig nach gerichtlicher Mortifikation 
der letzteren. Die Direktion erläßt des Endes auf Antrag der Betheiligten drei⸗ 
mal in Zwiſchenräumen von wenigſtens vier und höchſtens ſechs Monaten eine 
öffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern oder die etwaigen Rechte 
an denſelben geltend zu machen. Sind vier Monate nach der letzten Aufforderung 
vergangen, ohne daß die Dokumente eingeliefert oder etwaige Rechte auf dieſelben 
geltend gemacht worden ſind, und iſt außerdem ſeit der erſten Aufforderung der 
Fälligkeikstermin des erſten Zinskupons einer neuen Kupons ⸗Serie verſtrichen, 
ohne daß hierbei innerhalb mindeſtens ſechs Monaten nach deſſen Ablauf die be⸗ 
treffenden Prioritäts⸗Obligationen zum Vorſchein gekommen ſind, ſo ſpricht das 
Königliche Landgericht zu Cöln auf Grund jenes Aufgebots die Mortifikation 
aus, worauf die Direktion dieſelbe zur öffentlichen Kenntniß bringt und an Stelle 
der mortifizirten Dokumente neue unter denſelben Nummern ausfertigt, auf wel⸗ 
chen bemerkt wird, daß fie. als Erſatz für mortiftzirte dienen. Die Koſten des 
Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern den Betheiligten zur Laſt. 

Zinskupons können weder aufgeboten noch mortifizirt werden, jedoch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Kupons vor Ablauf der Verjährungsfriſt 
G. 2.) bei der Direktion der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft anmeldet und 
den ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Prioritäts⸗Obligationen oder ſonſt 
in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der 
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angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Kupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. . f 

Auch findet eine gerichtliche Mortifikation beſchädigter, angeblich vernichteter 
oder abhanden gekommener Talons zum Empfange neuer Zinskupons nicht ſtatt. 

Die Ausxreichung einer neuen Zinskupons⸗Serie geſchieht, wenn der In⸗ 
haber der Wrioritäts - Obligation die Anweiſung zum Empfange derſelben nicht 
einreichen kann, gegen Produktion der Prioritäts⸗ Obligation, jedoch früheſtens 
nach Ablauf des Fälligkeitstermins des zunächſt fällig werdenden Zinskupons. 
Iſt aber vor Ausreichung der neuen Zinskupons -Serie von einem Dritten auf 
die letztere ein Anſpruch erhoben worden, ſo wird dieſelbe zurückbehalten, bis der 
Streit zwiſchen beiden Theilen im Wege der Güte oder des Prozeſſes erledigt iſt. 


$. 10. 


Die in den $$. 1. 4—6. 8. und 9. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen erfolgen durch den Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger, die Cölniſche, 
die Aachener und die Düſſeldorfer Zeitung. 

Im Falle des Eingehens des einen oder anderen dieſer Blätter beſtimmt 
die Direktion der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft dafür eine andere Zeitung, 
in welcher jene Bekanntmachungen mit verbindlicher Kraft erfolgen. 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privi⸗ 
legium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Prioritäts⸗Obligationen 
in Anſehung nn Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staates 
zu geben oder Rechten Dritter zu präjudiziren. f 
0 Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu 
machen. 


Gegeben Berlin, den 4. September 1869. 
(J. S.) Wilhelm, 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


Schema J. 


Prioritäts⸗Obligation 
der 


Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 


über 
an Thaler Preußiſch Kurant 
VI. Emiffion. 


Inhaber dieſer Obligation hat einen Antheil von Thalern an 
dem in Gemäßheit Allerhöchſter Genehmigung und nach den Beſtimmungen 
des umſtehenden Privilegiums emittirten Kapitale von 30,000,000 Thalern 
Prioritäts » Obligationen der Cöln - Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 


. ECöln, den, 18. 
Die Direktion. Der Spezialdirektor. 
(Fakſimile der Unterſchrift zweier (Fakſimile der Unterſchrift.) 


Direktionsmitglieder.) 


Ausgefertigt. 


ck St l. 
(Tro er empel.) (Unterſchrift.) 
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Schema II. 


Cöln- Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 


Salon 


zu der 
Prioritäts⸗ Obligation 
(VI. Emifjion) 
. 


(Kehrſeite.) 
gemäß F. 1. des Privilegiums an den durch öffentliche Bekanntmachung 
bezeichneten Stellen die .. Serie der Zinskupons zur vorbezeichneten 
Prioritäts⸗Obligation. 
c 18. 
Die Direktion. a Ausgefertigt. 
(Fakſimile der Unterſchrift zweier (Fakſimile [Stempel] der Unterſchrift 
Direktionsmitglieder. ) des Hauptkaſſirers.) 


Schema II 


. Cöln- Klinvener‘ Eiſenbahngeſellſchaſt. 
M 1. 


Zinskupon 


zu der ö 
Prioritäts⸗Obligation 

z VI. Emiffion . 

5 : 

Inhaber empfängt am 18.. gegen 
dieſen Kupon an den planmäßig bezeichneten Zahl. 
ſtellen areer Thaler Preußiſch Kurant als 
Zinſen vom SNN 8. 

Cöln/ den ten 18. 


Die Direktion. 
(Jakſimile der Unterſchrift Ausgefertigt. 
zweier Direktions⸗ Gakſimile [Stempel] der 
mitglieder.) Anterſchrift des Haupt: 
5 2 kaſſirers.) 
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Emiſſton VI. 
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(Kehrſeite.) 


ten Thaler Preußiſch Kurant 


Zinſen von Prioritäts Obligationen, deren Erhebung 
innerhalb vier Jahren von dem in den betreffenden 
Kupons beſtimmten Zahltage ab nicht geſchehen iſt, 
verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft, 


\ 
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(Datum der Zinszahlung.) 
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(Nr. 7511.) Statut für die Genoſſenſchaft zur Melioration der Wieſen in den Bauer⸗ 


ſchaften Rieſte, Alfhauſen, Heeke und Wallen, Kreis Berſenbrück. Vom 
4. September 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen auf Grund der Verordnung vom 28. Mai 1867. §§. 1. und 5. 
(GeſetzSamml. vom Jahre 1867. S. 769.), nach Anhörung der Betheiligten, 
was folgt: f s 

ds 


Die Beſitzer der auf der Karte des Geometers Hartmann verzeichneten, 
in dem dazu gehörenden Verzeichniſſe vom 9. Januar 1869. aufgeführten Grund⸗ 
ſtücke an der Flöthe und tiefen Haſe in den Bauerſchaften Rieſte, Alfhauſen, 
Heeke und Wallen im Kreiſe Berſenbrück, Provinz Hannover, werden zu einem 
Verbande vereinigt, um den Ertrag dieſer Grundſtücke durch Ent⸗ und Be 

wäſſerung zu verbeſſern. Die Genoſſenſchaft hat Korporationsrechte und ihren 
Gerichtsſtand beim Amtsgerichte Berſenbrück. 


5 2. 


Die Ent⸗ und Bewäſſerung der Grundſtücke wird ausgeführt nach dem 
von Königlicher Landdroſtei Osnabrück unterm 4. Januar 1867. genehmigten 
Plane mit den ſpäterhin beſchloſſenen, von der Landdroſtei genehmigten oder 
noch zu beſchließenden und zu genehmigenden Aenderungen. 5 


F. 3. 
Organe des Verbandes ſind: 
1) die Generalverſammlung 
2) der Wieſenvorſtand; 
3) der Wieſenvorſteher; 
daneben beſteht zur Entſcheidung der Streitigkeiten ein Schiedsgericht. 


§. 4. 


Die Generalverſammlung wird vom Königlichen Amte Berſenbrück be⸗ 
rufen, welchem auch der Vorſitz und die Geſchäftsleitung in derſelben zuſteht. 


H. 5. 


Die Ladung zu der Generalverſammlung kann gültig durch öffentliche 
Bekanntmachung in den Kirchen zu Alfhauſen und Lage gefchehen. 
. H. 6. 5 
Stimmberechtigt in der Generalverſammlung find lieber ae Verbands⸗ 
genoſſen. Der Beſitz von mindeſtens fünf Morgen betheiligter Wieſenfläche ge- 
währt eine zweite Stimme und der fernere Beſiz von je fünf Morgen immer 
x Eine 
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Eine Stimme mehr. Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre 
geſetzlichen Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. Jedes 
Ren der Genoſſenſchaft kann ſich durch einen Bevollmächtigten vertreten 
aſſen. ö N 
f $. 7. 


Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung find nach Mehrheit der Stimmen 
zu faſſen. Die Wahlen erfolgen durch abſolute Stimmenmehrheit. Ergiebt ſich 
ſolche nicht, ſo iſt die Wahl in der Art zu wiederholen, daß nur die bei der 
vorhergehenden Abſtimmung Benannten ferner wählbar bleiben und von dieſen 
derjenige ausſcheidet, auf welchen die geringſte Stimmenzahl gefallen iſt. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


$. 8. 
Der Generalverſammlung liegt ob: 
1) 15 Wahl der Mitglieder des Wieſenvorſtandes und des Rechnungs⸗ 
führers; N 

2) 1 Wahl von vier Reviſoren zur Prüfung der Rechnungen des Ver⸗ 

andes 

3) die Wahl des Vorſitzenden und der Beiſitzer des Schiedsgerichts 

4) die Genehmigung der Vergütungen, welche den Mitgliedern des Vor⸗ 
ſtandes und dem Rechnungsführer zuzubilligen find; l 

5) die Abnahme der Jahresrechnung; 

6) 85 De von etwaigen Anleihen auf den Kredit der Genoſſen⸗ 

aft / 

7) die Beſchlußnahme über weſentliche Aenderungen des Planes wonach 
die Ent⸗ und Bewäſſerungsanlagen eingerichtet werden; 

8) die Aufnahme neuer Grundſtücke in den Verband und die Entlaſſung 
von Grundſtücken aus demſelben, unbeſchadet jedoch der der Genoſſen⸗ 
ſchaft nach den $$. 47. bis 51. und den $$. 68. und 69. des Hanno⸗ 
verſchen Geſetzes vom 22. Auguſt 1847. obliegenden Verpflichtungen; 

9) die Regelung des Verfahrens vor dem Schiedsgerichte, ſoweit dieſes 
nothwendig ſcheint BER, 

10) die Beſchlußnahme über Aenderung dieſer Statuten. 

Zu den Beſchlüſſen 6. (wenn die Anleihe den Betrag von 100 Rthlrn. 
überſteigt), ferner unter 7. 8. und 9. bedarf es der Zuſtimmung der Landdroſtei 
du Osnabrück beziehungsweiſe der künftig an deren Stelle tretenden Landespolizei⸗ 
Behörde. 8 9 


5 Die Angelegenheiten des Verbandes leitet ein aus einem Wieſenvorſteher 

und vier Schöffen beſtehender Vorſtand; für letztere treten in Behinderungsfällen 

Subſtituten ein und muß jede der zum Verbande gehörenden Bauerſchaften durch 
einen Schöffen beziehungsweiſe Subſtituten vertreten ſein. 
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1 Der Vorſtand wird durch den Vorſteher zuſammenberufen und faßt ſeine 

Beſchlüſſe nach abſoluter Mehrheit der Stimmen. a 
Ein gültiger Vorſtandsbeſchluß kann nur zu Stande kommen, wenn ent- 
weder i 5 


1) ſämmtliche Mitglieder wirklich verſammelt ſind, oder dieſelben 
2) ſämmtlich geladen und mindeſtens drei Mitglieder erſchienen ſind. 


Die Wahl der Vorſtandsmitglieder beziehungsweiſe der Subſtituten er⸗ 
folgt auf die Dauer von vier Jahren und liegt dem dazu beſonders deſignirten 
Schöffen die Vertretung des Vorſtehers ob. N 

Nach Ablauf von zwei Jahren treten die beiden älteſten Schöffen und 
3505 Erſatzmänner aus. Das erſte Mal entſcheidet über den Austritt das 

008. 

Nur Mitglieder der Genoſſenſchaft, welche mindeſtens Einen Morgen 
Wieſengrund im Verbande beſitzen, ſind zum Schöffenamte wählbar. Der 
Wieſenvorſteher braucht kein Mitglied der Genoſſenſchaft zu ſein. Die Gewähl⸗ 
ten werden vom Amte durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. Zur Legiti⸗ 
mation der Vorſtandsmitglieder dient eine amtliche Ausfertigung des Wahl⸗ 
protokolls. 9. 10 f f 


Der Wieſenvorſtand vertritt die Genoſſenſchaft in allen Angelegenheiten, 
in welchen nicht nach den vorhergehenden Beſtimmungen (eonfr. F. 8.) eine Mit⸗ 
wirkung der Generalverſammlung vorgeſchrieben iſt. 

Namentlich hat derſelbe: a 


a) die Urkunden der Genoſſenſchaft zu vollziehen; dieſelben gelten Dritten 
gegenüber für gültig, wenn ſie von drei Vorſtandsmitgliedern unter⸗ 
ſchrieben find; 5 

b) Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung dieſes 
Statuts und der dazu noch beſonders zu erlaſſenden Reglements, ſowie 
wegen etwaiger eigenmächtiger Veränderungen der Ent⸗ und Bewäſſerungs⸗ 
anlagen bis zur Höhe von drei Thalern zu erkennen und zur Kaſſe zu 
ziehen, auch die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten, 
welche einzelnen Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe 
der ganzen Anlage nicht unterbleiben dürfen, nach einmal vergeblicher 
Erinnerung auf Koſten des Säumigen machen und die Koſten von dem⸗ 
ſelben im Wege der adminiſtrativen Exekution beitreiben zu laſſen, 

e) die Heuabfuhr⸗ und Düngerzufuhrwege feſtzuſtellen und anzuweiſen, auch 

die Euch loi für Benutzung der Abfuhrwege feſtzuſtellen; ö _ 

dh die Entſchädigungen für Eigenthumsabtretungen oder Beſchränkungen feft- 
e welche die Genoſſen für Zwecke der Genoſſenſchaft ſich gefallen 
laſſen müſſen (confr. §. 17.) I 

e) die Schauung der Werke, Kanäle und Gräben im Frühjahr und Herbſt 
jeden Jahres nach zuvoriger Bekanntmachung der Termine in den be⸗ 
theiligten Gemeinden vorzunehmen; F 

) wegen 
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f) wegen der Weiten: und Tiefenlagen der eigenen een den Grundbeſitzern 
anzulegenden Einlaßſchleuſen und wegen der Wäſſerungsordnung, der 
Grabenräumung, der Heuwartung und der Hütung auf den Wieſen die 
nöthigen Beſtimmungen zu treffen; 5 

8) das erforderliche Perſonal anzuſtellen; 

h) in der Generalverſammlung über alle Angelegenheiten des Vereins auf 
Verlangen die gewünſchte Auskunft zu ertheilen. 


§. 11. 


Der Wieſenvorſteher erhält eine durch die Generalverſammlung feftzuftellende 
Jahresvergütung, die Schöffen, beziehungsweiſe deren Stellvertreter, haben An⸗ 
ſpruch auf Erſtattung baarer Auslagen und auf mäßige Vergütung für ihre, 
Verſäumniſſe. b ö 

Dem Wieſenvorſteher liegt insbeſondere ob: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Plane zu veranlaſſen und zu beaufſichtigen i 
b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Vereinskaſſe anzu⸗ 
weiſen und die Verwaltung der letzteren zu beaufſichtigen; f 
e) auf die gehörige Unterhaltung der Anlagen zu achten und zu ſolchem 
Zwecke im Frühjahr und Herbſt jeden Jahres die Schauung über alle 
Werke, insbeſondere über die Kanäle und Gräben, in Gemeinſchaft mit 
den Schöffen abzuhalten 
d) den Verband in Prozeſſen und überhaupt vor Gericht und den Ver⸗ 
waltungsbehörden zu vertreten; | N 
e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Verhand⸗ 
lungen des Vorſtandes zu leiten, auch für gehörige Protokollirung der 
gefaßten Beſchlüſſe zu ſorgen. 
' ie aufgenommenen Protokolle find von den anweſenden Mit⸗ 
gliedern zu unterſchreiben ; 
4) für die Aufſtellung der Jahresrechnung zu ſorgen; f 
8) die Berufung der Generalverſammlung durch das Amt zu bewirken, 
h) das etwa anzuſtellende Perſonal zu beaufſichtigen ; 


| i) die Zu- und Abſchreibung im Grundregiſter bei vorkommenden Mutationen 
vorzunehmen. 


§. 12. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Genoſſenſchaft über 
das Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten entſtehen, gehören 


zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
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bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder mehrerer Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. | 

Gegen die Entſcheidungen des Vorſtandes, fowie gegen die von demſelben 
auf Grund des F. 10. b., e., d., e. und k. ergangenen Verfügungen ſteht jedem 
Theile der Rekurs an das Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von 
der Bekanntmachung des Beſcheides oder der Eröffnung der Verfügung an 
gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 5 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. 
Sowohl der Vorſitzende als die Beiſitzer und eine gleiche Anzahl Stellvertreter 
werden von der Generalverſammlung auf vier Jahre gewählt. Wählbar iſt 
Jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu öffentlichen Gemeindeämtern 
wählbar und nicht Mitglied des Verbandes iſt. Das Schiedsgericht entſcheidet 
nach Stimmenmehrheit. 
Ueber die Form des ſchiedsrichterlichen Verfahrens hat das Schiedsgericht 
zu beſtimmen, inſofern nicht von der Generalverſammlung (efr. $. 8. Ziff. 9.) 
hierüber Vorſchriften erlaſſen werden. 

Das Schiedsgericht hat auch über die Koſten des Verfahrens zu erkennen. 
Die durch die Zuziehung eines Rechtsbeiſtandes veranlaßten Koſten ſind jedoch 
der Gegenpartei nicht zur Laſt zu legen. g 


9, 13. 


Die zur Jahresrechnung geſtellten, von der Generalverſammlung aufrecht 
erhaltenen, jedoch vom Vorſtande für begründet nicht anerkannten Erinnerungen 
unterliegen ebenfalls der ſchiedsrichterlichen Entſcheidung nach Maaßgabe der 
hierüber nach F. 8. Ziffer 9. von der Generalverſammlung noch zu beſchließenden 


und der Aufſichtsbehörde zu genehmigenden Vorſchriften. 


F. 14. ii | 


Auf Koſten des ganzen Verbandes find die Haupt⸗Be⸗ und Entwäſſerungs⸗ 

gräben, die Stauwerke und Stauſchleuſen, Goſſen, Brücken und Bachregulirungen 

Und überhaupt alle diejenigen Anlagen herzuſtellen und zu unterhalten, welche plan⸗ 
mäßig als gemeinſchaftliche bezeichnet find oder bezeichnet werden. 

Dagegen haben die Eigenthümer der einzelnen Wieſentheile die ſonſt er⸗ 
forderlichen Anlagen, insbeſondere die Herſtellung, Bearbeitung und e 
der Wieſentheile ſelbſt zu beſorgen. Etwaige Zweifel darüber, was zu den ge⸗ 
meinſamen und was zu den jedem Einzelnen obliegenden Anlagen gehört, ent⸗ 

ſcheidet die Aufſichtsbehörde. 


. 15, 


Die dem ganzen Verbande zur Laſt fallenden Koſten hat dieſer nach Ver⸗ 
hältniß des Flächeninhalts der betheiligten Grundſtücke aufzubringen. 

Die Feſtſtellung des Kataſters erfolgt im adminiſtrativen Wege und ebenſo 
die Feſtſtellung der Heberollen und die Einziehung der Beiträge. Die Heberollen 
ſind vor ihrer Feſtſtellung vierzehn Tage öffentlich auszulegen. 8.46 22 
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Die Ausführung der erforderlichen gemeinſamen Anlagen geſchieht entweder 


im Tagelohn oder durch Verdingung an den Mindeſtfordernden. Sind jedoch an 
oder auf den einzelnen Wieſentheilen im Intereſſe des Verbandes liegende Arbeiten 


zu beſchaffen, z. B. die Herſtellung der Zulaßſchleuſen oder der Brücken für die 


Heuwege oder Privat⸗Ent⸗ und Bewäſſerungsgräben, fo iſt der Vorſtand be⸗ 
fugt, dieſelben durch die betreffenden Eigenthümer gegen eine von ihm feſtzuſetzende 
Entſchädigung ausrichten zu laſſen. 


$. 17. 


Die einzelnen Genoſſen ſind verpflichtet, den Grund und Boden welcher 
für die im Intereſſe des Verbandes zu machenden Anlagen erforderlich iſt, dem 
Verbande eigenthümlich zu überlaſſen, oder wenn dieſes nach dem Ermeſſen des 
Vorſtandes genügt, ſich die erforderlichen Eigenthumsbeſchränkungen gefallen zu 
laſſen. Gleiches gilt Behufs der Zu⸗ und Abfuhrwege, welche für die einzelnen 
Grundſtücke nach der Beſtimmung des Vorſtandes nöthig find. 

Die dafür zu leiftende Entſchädigung wird nach Vorſchrift der $$. 10. d. 


$. 18. 


Der Meliorationsverband iſt der Oberaufſicht des Staats unterworfen. 
Das Aufſichtsrecht wird in unterſter Inſtanz von dem Königlichen Amte Berſen⸗ 
brüd und in den höheren Inſtanzen von der Landdroſtei Osnabrück, beziehungs⸗ 
weiſe von der künftig an deren Stelle tretenden Landespolizeibehörde, und von 


und 12. feſtgeſtellt. 


$. 19. 


Abänderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. 


„ Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. September 1869. i 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 
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(Nr. 7512.) Allrhöchſter Erlaß vom 7. September. 1869., betreffend die Ermäßigung der 8 f 


in den Gewäſſern zwiſchen Pommern 10 Rügen und auf den Binnen⸗ 
gewäſſern zwiſchen Stettin und den Mündungen der Swine und Peene 
zu entrichtenden Lootſengebühren. 


Auf Ihren Bericht vom 2. September d. J. 1 Ich, daß die in Ge⸗ 
mäßheit der Tarife vom 24. Oktober 1840. in den Gewäſſern zwiſchen Pommern 
und Rügen und auf den Binnengewäſſern zwiſchen Stettin und den Mündungen 
der Swine und Peene zu entrichtenden Lootſengebühren für folgende Stationen 
und Begleitungsſtrecken: 


I. des Tarifs, nach welchem die Gebühren in den Gewäſſern zwiſchen Pom⸗ 


dee Rügen zu nalen find (Geſetz-Samml. für 1840. S. 347. 
un 8.): 


Benennung der Lootſenſtation. Bezeichnung der Begleitungsftrecen. 


Laufende 
SE 


a . | 11. Aus der See durch das Oſtertief nach 


a dem Ruden. 
JJ 17. | Vom Ruden in See durchs Hſtertief. 
lll 18. ] Vom Ruden nach Peenemünder Schanze. : 
Peenemünde 19. Von Peenemünde nach dem Ruden. 


II. des Tarifs, nach welchem die Gebühren der Lootſen auf den Binnen⸗ 
gewäſſern zwiſchen Stettin und den Mündungen Ne Swine und Peene 
zu entrichten find (Geſetz-Samml. für 1840. S. 349.): 


Benennung der Lootſenſtation. 29755 gezeichnung der Segleitungsfuehen 
Wolgaſtt 8. Von Wolgaſt nach Peenemünde. 
Peenemünde 9. [Von Peenemünde nach N 


vom 1. Oktober 1869. ab auf die Hälfte ermäßigt werden. i 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Stettin, den 7. September 1869. 5 
Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


i An den Finanzminiſter und den Miniſter für e 
j Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
x Deter). 8 


